Bericht der Buchvorstellungs- und Diskussions-Veranstaltung „Syrien. Ein Land im Krieg. Hintergründe, Analysen, Berichte“ (2. aktualisierte Auflage, Promedia, Wien 2015) am 17. Nov. 2015 im Weltladen Graz , Reitschulgasse 14
Syrien ist mit ca. 185.000 km² mehr als doppelt so groß wie Österreich und hatte 2010 ca. 20 Mio. Einwohner. Der Großteil der Bevölkerung lebt im Westen bzw. Südwesten des Landes. In den letzten vier Jahren ist ca. 1/5tel der Bewohner aus dem Land geflohen. 
Verlauf der Veranstaltung
Fritz Edlinger, Generalsekretär der Gesellschaft für Österreichisch-Arabische Beziehungen/GÖAB und Herausgeber des Buches, gab zunächst einen Überblick über die jüngere Geschichte Syriens, die aktuellen Machtverhältnisse und die Motive der Bürgerkriegsparteien. Frankreich und Großbritannien haben sich im Sykes-Pikot-Abkommen 1916 den Nahen Osten aufgeteilt. GB wurde nach dem Zusammenbruch des Osmanischen Reiches Kolonialmacht in Irak und Jordanien/Palästina, Frankreich im multireligiösen und multiethnischen Syrien. Beide Mächte regierten per Völkerbundmandat bis nach dem 2. Weltkrieg. Frankreich privilegierte dabei die christliche und die schiitisch alawitische Minderheit. Ab Mitte der 1950-Jahre orientierte sich das Land in Anlehnung an den Nasserismus in Ägypten an einem linken arabischen Nationalismus. 1963 brachte ein wesentlich von Offizieren getragener Staatsstreich die nationalistisch-sozialistische Baath-Partei und innerhalb dieser, 1970 die alawitische Familie Assad an die Macht. Die Politik der Baath/Assads war darauf bedacht, rein konfessionelle und ethnischen Strömungen zugunsten eines säkularen Nationalismus zu unterdrücken. De facto wurden in dieser Machtverteilung, bei der die Alawiten vor allem das Militär dominierten, die Sunniten benachteiligt. Die US-Kriegspolitik der USA und ihrer NATO-Verbündeten im Irak seit 2003 führte über die Unterdrückung der vorher unter Saddam Hussein dominant gewesenen Sunniten durch die schiitische Mehrheit zum Erstarken sunnitisch-islamistischer Kräfte zunächst im Irak und dann auch in Syrien. Die politisch kurzsichtige Entlassung des sunnitischen Offizierschors aus der irakischen Armee führte zu deren Allianzbildung mit radikal-sunnitisch-islamistischen Gruppen und zu deren starken Kampforganisationen. Die Entwicklung seit den gewaltfreien Kundgebungen im März 2011 sei dann ständig unter massiven Einmischungen durch externe Groß- und Regionalmächte vor sich gegangen. 
In Form unterschiedlichster Aktivitäten (Waffenlieferungen, Bombardements, Bodentruppen, Ausbildungskontingents und Geheimdienstaktivitäten mischten und mischen die USA und mehrere NATO-Staaten - vor allem Frankreich, Großbritannien und die Türkei, aber auch Deutschland, Belgien, Italien - die Regionalmächte Saudi-Arabien, die Golfstaaten, der Iran und die libanesische Hisbollah, sowie Israel und Russland (seit kurzem auch mit Bombardements) mit. Im Zuge des Bürgerkrieges verlor die säkular und liberal orientierte und vom Westen unterstützte Freie Syrische Armee/FSA massiv an Bedeutung und spielt heute kaum mehr eine Rolle. Dem türkischen Erdogan-Regime gehe es vor allem darum, ein von der autonomen nordsyrischen Kurden-Provinz Rojava ausgehendes, grenzüberschreitendes Erstarken der Kurden zu verhindern. Es habe sich dabei auch der Unterstützung radikal-islamistischer Kräfte bedient. Mit den Kurden schwäche die Türkei zugleich aber auch die bisher wichtigste innersyrische Kraft, die den islamischen Staat Einhalt zu bieten vermochte. 
Der Hamburger Völkerrechtsexperte Norman Paech gab in seinen Ausführungen eine präzise Analyse dreier Aspekte. 
· Die gesamte jüngere Geschichte der Destabilisierung des Nahen und Mittleren Ostens gehe zurück auf das wirtschaftsimperiale Interesse der USA an der für den Westen ungeheuer wichtigen Ressourcen an Erdöl und Erdgas. Der ehemalige sicherheitsberater mehrere US-Regierungen Zbigniew Brezinzki habe dafür mit seinem Buch The Grand Chessboard: American Primacy and Its Geostrategic Imperatives. Basic Books, New York 1997, ISBN 0-465-02725-3 (deutsch: Die einzige Weltmacht: Amerikas Strategie der Vorherrschaft. Beltz Quadriga, Weinheim 1997, ISBN 3-88679-303-6) das ideologische Fundament geliefert. 

· So wie beim US-Angriff auf dem Irak im Jahr 2003 (Saddam Hussein verfüge über Atomwaffen) spiele auch im Syrien-Krieg eine Kriegslüge eine große Rolle. Der Giftgasangriff vom sei nicht vom Regime Assad ausgegangen, sondern sei vom türkischen Geheimdienst über die Al Nusra-Islamisten eingefädelt worden um Obama zum Überschreiten, der von ihm festgelegten „Roten Linie“ zu zwingen. Der US-Journalist Seymour Hersh hab das penibel recherchiert und konnte nachweisen, dass das Kampfgas Sarin nicht aus den Beständen der Regierung in Damaskus stammen konnte. 
· In völkerrechtlicher Hinsicht beurteilte er das Eingreifen der Russlands als zulässig, weil das Regime Assad von der UNO als Träger der staatlichen Gewalt in Syrien anerkannt werde und dieses Russland zur Intervention eingeladen habe. 
In der Diskussion ging es wesentlich um 
· Die Frage der großen imperialen Strategie der USA, die seit der Regierung Bush II. den Plan einer Neuordnung des Nahen und Mittleren Ostens verfolgte. Bezeichnenderweise wurden dabei nicht die konservativen, dem Westen ergebenen sunnitisch-arabischen Staaten Opfer der Zerstörung sondern die säkularen Staaten Irak, Lybien und syrien, die heute als „failt States“ bezeichnet werden müssen. 
· Die Rolle Israels, dass sich nach außen hin zurückhält, aber natürlich durch eine Schwächung Syriens sein Interesse als Schutzmacht der Palästinenser gewahrt sieht und seine traditionelle Rolle als verlässlicher Vorposten des kultivierten Westens gegen die Barbarei“ (u.a. Theodor Herzl und David Ben Gurion) spielt. Die ungelöste Palästina-Frage wurde als integrales Problem aller aktuellen Konflikte im Maschrek (= Parallellbegriff zum Maghreb, die arabische Welt östlich von Lybien) benannt. 
· Bei den aktuellen Wiener Friedensverhandlungen wurde die Gefahr, gesehen, dass die syrischen Kriegsparteien selbst nicht eingebunden sind und auch zukünftig zu wenig eingebunden werden, wodurch ein dauerhafte Friede nicht zustande kommen könnte. Das Regime Assad müsse jedenfalls für eine Übergangszeit als Verhandlungspartner mit am Tisch sitzen. 
